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§ 1 
 

Name, Sitz und Eintragung 
 
1. Der Verein führt den Namen "Volkshochschule Albstadt e. V.". 
 
2. Sein Sitz ist in Albstadt. 
 
3. Er ist in das Vereinsregister im Amtsgericht Albstadt eingetragen. 
 

§ 2 
 

Zweck und Aufgabe des Vereins 
 
1. Die Volkshochschule Albstadt verfolgt den Zweck, im Rahmen der Gesamtstruktur des 
Bildungswesens, die Erwachsenenbildung den Belangen unserer Zeit entsprechend zu fördern. 
 
2. Dabei stellt sich der Verein die Aufgabe, über die Volkshochschule Albstadt und ihre Einrichtungen 
grundsätzlich jedem Menschen ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit, gesellschaftliche und berufliche 
Stellung, sowie politische und weltanschauliche Zugehörigkeit, diejenigen Kenntnisse und Fähigkeiten zu 
vermitteln, die erforderlich sind, um sich unter den gegenwärtigen und für die Zukunft zu erwartenden 
Lebensbedingungen in allen Bereichen einer freiheitlichen und rechtsstaatlich geordneten Gesellschaft 
zurechtzufinden. Dazu bietet die Volkshochschule Albstadt Hilfe für das Lernen zur Orientierung und 
Urteilsbildung und für die Eigentätigkeit an. Dies gilt besonders für die Fort- und Weiterbildung. 
 
3. Die Volkshochschule Albstadt ist konfessionell und parteipolitisch unabhängig. 
 
4. Um die genannten Aufgaben in ihrem Einzugsgebiet möglichst flächendeckend zu erfüllen, kann die 
Volkshochschule Albstadt in umliegenden Städten und Gemeinden Außenstellen unterhalten, wie dies 
bereits in der Stadt Meßstetten und den Gemeinden Bitz und Winterlingen der Fall ist. Die Arbeit in den 
Außenstellen wird durch gesonderte Vereinbarungen zwischen der Volkshochschule Albstadt und der 
jeweiligen Gemeinde geregelt. 
 

§ 3 
 

Gemeinnützigkeit 
 
1. Der Verein dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken entsprechend dem 
Abschnitt über "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
 
2. Der Verein unterhält keinen auf Gewinnerzielung gerichteten Geschäftsbetrieb. Alle Einnahmen des 
Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Ausgaben verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
anteiligen Zahlungen aus etwaigen Überschüssen und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 
sonstigen Zuwendungen aus Vereinsmitteln. 
 
3. Niemand darf durch Ausgaben für Zwecke die außerhalb der Vereinsaufgaben liegen oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

§ 4 



 
Mitgliedschaft 

 
1. Mitglied des Vereins können natürliche Personen nach Vollendung des 18. Lebensjahres , Familien 
(oder Familien gleichzustellende Lebensgemeinschaften) und juristische Personen werden. 
 
2. Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich zu beantragen. Über die Aufnahme entscheidet der 
Vorstand. Gegen einen ablehnenden Beschluß des Vorstandes entscheidet auf Antrag des Betroffenen 
die Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit. 
 
3. Die kraft Amtes bestellten Mitglieder des Vorstandes (§ 10) und des Beirates (§ 12) sind während 
ihrer Zugehörigkeit zu diesen Gremien Mitglieder des Vereins und als solche stimmberechtigt und 
beitragsfrei. Dies gilt auch für jeweils einen Vertreter der Gemeinden, in denen die Volkshochschule 
Außenstellen unterhält. 
 
4. Die Mitgliedschaft erlischt 
 
a) durch Tod bei natürlichen Personen 
b) durch Austritt, der nur zum Ende eines Geschäftsjahres zulässig ist und durch schriftliche Mitteilung 
an den VHS-Leiter*1) spätestens ein Quartal vorher zu erfolgen hat. 
 
c) durch Auflösung (bei juristischen Personen) 
 
d) durch Ausschluß 
Der Ausschluß ist nur zulässig, wenn das Mitglied gegen die in § 2 dieser Satzung festgelegten Ziele des 
Vereins handelt oder trotz mehrfacher Aufforderung den Vereinsbeitrag nicht entrichtet. Über den 
Ausschluß des Mitgliedes entscheidet der Vorstand nach vorheriger Anhörung des betroffenen 
Mitglieds. Berufungsinstanz ist die Mitgliederversammlung 
 
e) durch Ablauf der Zugehörigkeit zu den Vereinsgremien bei Mitgliedern des Vorstandes und des 
Beirates 
 
f) durch Ablauf der Vereinbarung über die Außenstellenarbeit bei Vertretern von Gemeinden aus dem 
Umkreis 
  
5. Ausscheidende Mitglieder haben keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen. 
 

§ 5 
 

Mitgliedsbeiträge 
 
Der Verein erhält einen jährlichen Mitgliedsbeitrag über dessen Höhe die Mitgliederversammlung 
beschließt.  
 

§ 6 
 

Organe 
 
Organe des Vereins sind 



 
1. die Mitgliederversammlung; 
 
2. der Vorstand; 
 
3. der Beirat. 
 

§ 7 
 

Mitgliederversammlung 
 
1. Die Mitgliederversammlung besteht aus den stimmberechtigten Mitgliedern des Vereins. 
 

§ 8 
 

Aufgaben der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung ist zuständig für 
 
a) die Wahl der Mitglieder des Vorstands soweit diese nicht kraft Amtes bestellt sind, für den Zeitraum 
von 3 Jahren; 
 
b) die Wahl der Mitglieder des Beirats soweit diese nicht kraft Amtes bestellt sind, für den Zeitraum von 
3 Jahren; 
 
c) die Wahl zweier Rechnungsprüfer für den Zeitraum von 3 Jahren; 
 
d) die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung nach Entgegennahme des Tätigkeits- und 
Geschäftsberichtes, sowie des Rechnungsprüfungsberichtes für das abgelaufene Geschäftsjahr; 
 
e) die Festsetzung des Mitgliedsbeitrages gemäß § 5; 
 
f) die Beschlußfassung über Satzungsänderungen  oder die Auflösung des Vereins (gem. § 21 u. § 22); 
 
g) die Beschlußfassung über Anträge an die Mitgliederversammlung. 
 

§ 9 
 

Geschäftsgang, Beschlußfassung und Wahlen in der Mitgliederversammlung 
 
1. Die ordentliche Mitgliederversammlung ist im Laufe eines Geschäftsjahres mindestens einmal 
einzuberufen. 
 
2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies vom Vorstand beschlossen 
oder von einem Viertel der Mitglieder unter Angabe der Gründe schriftlich beantragt wird. 
 
3. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Bekanntgabe des Tagungsortes, der Tagungszeit 
und der Tagesordnung spätestens 2 Wochen vor dem Versammlungstermin schriftlich, unter der der 
Volkshochschule zuletzt angegebenen Anschrift des jeweiligen Mitgliedes einzuberufen. 



 
4. Anträge von Mitgliedern zur Tagesordnung sind spätestens eine Woche vor dem 
Versammlungstermin der VHS-Leitung schriftlich einzureichen; diese unterrichtet unverzüglich den 
Vorstand. 
 
5. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden geleitet, im Falle seiner Verhinderung vom 2. 
Vorsitzenden. 
 
6. Die ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist- unbeschadet des § 22 dieser Satzung - 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlußfähig. 
 
7. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Familienmitgliedschaft hat die Familie insgesamt 1 Stimme, die 
nur von einem volljährigen Mitglied abgegeben werden darf. Das Stimmrecht kann nicht übertragen 
werden. 
 
8. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden, soweit in dieser Satzung nicht anders bestimmt, 
mit einfacher Mehrheit der erschienenen Mitglieder gefaßt; bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. 
 
9. Wahlen werden in der Regel geheim durchgeführt. Auf Antrag kann offen und/oder im Block gewählt 
werden, wenn kein Mitglied widerspricht. Gewählt ist, wer die einfache Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhält. 
Bei Stimmengleichheit zwischen zwei Bewerbern findet eine Stichwahl statt. Ergibt sich auch im 
Wiederholungswahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los. 
 
10. Stimmenthaltungen (und ungültige Stimmen) sind bei der Berechnung der Mehrheiten nicht 
mitzuzählen. 
 
11. Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Versammlungsleiter 
und vom jeweiligen Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
 

§ 10 
 

Vorstand 
 
1. Der Vorstand besteht aus dem Oberbürgermeister der Stadt Albstadt, je einem Vertreter der 
Außenstellengemeinden, dem Vorsitzenden des Beirats (im Beirat gewählt nach § 12 Nr. 4) und 4 
weiteren Vorstandsmitgliedern. Letztere werden von der Mitgliederversammlung jeweils auf 3 Jahre 
gewählt und bleiben bis zur folgenden Vorstandswahl im Amt.  
Wiederwahl ist zulässig. 
 
Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines Vorstandsmitgliedes wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied 
für die Zeit bis zur nächsten Mitgliederversammlung. 
 
2. Der Vorsitzende des Beirates und der Leiter der Volkshochschule nehmen mit beratender Stimme an 
der Sitzung des Vorstandes teil. 
 
3. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte den 1. Vorsitzenden und den 2. Vorsitzenden. 
 



4. a) Vorstand des Vereins i. S. v. § 26 BGB sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende. Jeder von 
ihnen ist einzeln zur Vertretung des Vereins und zur Wahrnehmung von weiteren Funktionen des 
Vorstands berechtigt. 
b) Im Innenverhältnis ist der 2. Vorsitzende verpflichtet, von seinen Rechten nur im Falle der 
Verhinderung des 1. Vorsitzende Gebrauch zu machen. 
 
5. Der Vorstand wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden, im Laufe eines 
Geschäftsjahres mindestens einmal unter Angabe der Tagesordnung einberufen.  
In der Regel ist eine Frist von 5 Tagen zu wahren. 
 
    Auf schriftlichen Antrag von mind. 3 Vorstandsmitgliedern ist der Vorstand binnen 2 Wochen zu einer 
Sitzung einzuberufen. 
 
6. Die Sitzungen des Vorstandes werden vom 1. Vorsitzenden geleitet, bei dessen Verhinderung vom 2. 
Vorsitzenden. 
 
7. Die Sitzungen des Vorstandes sind nichtöffentlich. 
 
8. Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
 
9. Falls es die Sachlage erfordert, kann der 1. Vorsitzende auch durch ein schriftliches Umlaufverfahren 
bei den übrigen Vorstandsmitgliedern einen Beschluß herbeiführen. 
Vorstandssitzungen und Beschlüsse im Umlaufverfahren sind schriftlich zu dokumentieren. 
Niederschriften von Vorstandssitzungen sind vom Sitzungsleiter und vom jeweiligen Protokollführer zu 
unterzeichnen. 
 
10. Für Wahlen und Beschlüsse im Vorstand gelten die Bestimmungen  
 des § 9, Nr. 8 und 9 sinngemäß. 
 

§ 11 
 

Aufgaben des Vorstandes 
 
1. Der Vorstand ist zuständig für 
 
a) die Leitung des Vereins nach den Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 
 
b) die Feststellung des Haushaltsplanes und des Stellenplanes; 
 
c) die Verabschiedung der Gebührenordnung (§ 19); 
 
d) die Verabschiedung der Honorarordnung (§ 18 Nr. 2); 
 
e) die Beschlussfassung in sonstigen, aus dieser Satzung sich ergebenden Angelegenheiten, für die nach 
dieser Satzung weder die Mitgliederversammlung, noch der Beirat, noch der Leiter der Volkshochschule 
zuständig sind; 
 
f) die Beschlussfassung über die mittelfristige Finanzplanung; 
 



g) den Abschluss von Verträgen; 
 
h) die Bestellung des Leiters der Volkshochschule, einschließlich der Festlegung der Grundsätze seines 
Angestelltenverhältnisses; 
 
i) die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung von ständigen Bediensteten der Volkshochschule; 
 
j) die Aufnahme von Mitgliedern; 
 
k) die Prüfung der Geschäfte der VHS. 
 
2. Der Vorstand kann dem Leiter der Volkshochschule in widerruflicher Weise Aufgaben aus seinem 
Zuständigkeitsbereich dauernd, oder von Fall zu Fall übertragen. 
 
 
 



§ 12 
 

Beirat 
 

1. Mitglieder des Beirates sind: 
 
a) je 1 Vertreter der Fraktionen im Gemeinderat der Stadt Albstadt, der vom Gemeinderat benannt wird; 
 
b) ein Vertreter des Kulturamtes der Stadt Albstadt; 
 
c) je 1 Mitglied als Vertreter der Gemeinden in denen die Volkshochschule Außenstellen unterhält; 
 
d) 3 weitere von der Mitgliederversammlung zu wählende Mitglieder, deren Amtsdauer 3 Jahre beträgt. 
Unter ihnen sollte ein Vertreter der Kursleiter sein; 
 
2. Weitere beratende Mitglieder können im Einzelfall hinzugezogen werden. 
 
3. Die VHS-Leitung nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Beirats teil. 
 
4. Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
 
5. Der Beirat wird vom Beiratsvorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden 
Beiratvorsitzenden, im Geschäftsjahr mindestens 2 mal unter Bekanntgabe der Tagesordnung 
einberufen. 
Auf Antrag des Vorstandes oder mindestens eines Drittels der Beiratsmitglieder ist der Beirat unter 
Benennung der Tagesordnung binnen  
2 Wochen zu einer Sitzung einzuberufen. 
Der Beirat ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der Beiratsmitglieder anwesend sind. 
 
Die Sitzungen des Beirates werden vom Beiratsvorsitzenden geleitet., bei dessen Verhinderung vom 
stellvertretenden Beiratsvorsitzenden. Über die Beiratssitzungen sind Niederschriften anzufertigen, die 
vom Sitzungsleiter und dem jeweiligen Protokollführer zu unterzeichnen sind. 
 
6. Für Wahlen und Beschlüsse im Beirat gilt der §9, Nr. 8 und 9 sinngemäß 
 
7. Die Sitzungen des Beirates sind nichtöffentlich. 
 

§ 13 
 

Aufgaben des Beirates 
 
1. Der Beirat ist zu hören bei allen grundsätzlichen Fragen bildungspolitischer Art. 
 
Ihm obliegt insbesondere 
 
a) die Beratung über die langfristige Grundlagenplanung und programmatische Entwicklung der 
Volkshochschule; 
 



b) die Beratung und Genehmigung der Semesterprogramme (Arbeitspläne) der Volkshochschule, soweit 
dadurch nicht die pädagogische Freiheit des Leiters beeinträchtigt oder die Aufgaben des Vorstands 
berührt werden; 
 
c) die Erarbeitung von Empfehlungen für die sich aus der Programmplanung ergebenden Raum- und 
Sachplanungen, einschließlich der personellen Ausstattung; 
 
d) die Anhörung zur mittelfristigen Finanzplanung, zur Aufstellung des Haushaltsplans und zur 
Festlegung von Richtsätzen für die Honorar- und Gebührenordnungen; 
 
e) die Anhörung bei der Einstellung der VHS-Leitung. 
 
 

§ 14 
 

Gemeinsame Sitzung 
 
1. Der Vorstand und der Beirat können auf Einladung des 1. Vorsitzenden gemeinsame Sitzungen 
durchführen. 
 
2. Die Abstimmungen erfolgen getrennt. 
 

§ 15 
 

Leiter der Volkshochschule 
 
1. Der Vorstand beruft einen Leiter der Volkshochschule, der hauptberuflich tätig ist. 
Seine Pflichten und Rechte ergeben sich aus dieser Satzung und aus dem auf ihrer Grundlage zu 
schließenden Arbeitsvertrag. 
 
2. Dem Leiter der Volkshochschule obliegt die gesamte pädagogische, verwaltungsmäßige und 
organisatorische Geschäftsführung der Volkshochschule im Rahmen der laufenden Geschäfte, 
einschließlich der Werbung und der Öffentlichkeitsarbeit. 
Unbeschadet seiner Verantwortung gegenüber den Organen des Vereines, genießt er in der Entfaltung 
seiner Arbeit pädagogische Freiheit im Rahmen der Gesetze. 
Er übt das Hausrecht in den Räumen aus, die der Volkshochschule zur dauerhaften alleinigen Nutzung 
übertragenen sind. 
 
3. Der Leiter der Volkshochschule ist Vorgesetzter der Bediensteten der Volkshochschule. 
Vorgesetzter des Leiters der Volkshochschule ist der Vorsitzende des Vereins. 
 
4. Der Leiter der Volkshochschule nimmt an den Sitzungen des Vorstandes und des Beirates mit 
beratender Stimme teil. 
 

§ 16 
Aufgaben des Leiters 

 
Der Leiter ist zuständig für 
 



a) die Abwicklung des VHS-Programmes und die Durchführung anderer Veranstaltungen der VHS 
 
b) die Erarbeitung der periodischen Arbeitspläne und langfristigen Veranstaltungsvorhaben, des  
    Haushaltsentwurfs, der Jahresrechnung, sowie des Jahresberichts 
 
c) die Vorbereitung der Sitzungen der Vereinsorgane, sowie die Ausführung ihrer Beschlüsse  
d) die Information des Vorstands über alle bedeutenden Angelegenheiten der Volkshochschule 
 
e) die Auswahl und Verpflichtung von Kursleitern und Referenten, Verhandlungen über Inhalte, 
Methoden und Ablauf der Veranstaltungen und die Klärung der finanziellen Bedingungen 
(Kursorganisation) 
 
f) Festsetzung, Ermäßigung oder Erlaß der Hörergebühren nach Maßgabe der Gebührenordnung 
 
g) die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel nach Maßgabe der Beschlüsse der Vereinsorgane 
 
h) Weiterbildung der VHS-Mitarbeiter und VHS-Dozenten 
 
i) die Vertretung der Volkshochschule in regionalen und überregionalen Vereinigungen und anderen 
Trägern der Erwachsenenbildung (unbeschadet der Bestimmung des § 10 Nr. 4) 
 

§ 17 
 

Geschäftsstelle 
 
Der Vorstand richtet eine Geschäftsstelle ein, die unter der Aufsicht des Leiters der Volkshochschule 
steht. Das erforderliche Personal wird auf Vorschlag des Leiters vom 1. Vorsitzenden, bei dessen 
Verhinderung vom 2. Vorsitzenden des Vereines, nach Maßgabe des Stellenplanes und der Beschlüsse 
des Vorstandes, eingestellt. 
 
Für das Anstellungsverhältnis aller hauptberuflichen Mitarbeiter gelten die Bestimmungen des 
öffentlichen Dienstes sinngemäß. 
 

§ 18 
 

Kursleiter, Referenten, Fachgruppenleiter 
 
1. Kursleiter und Referenten sind für die Volkshochschule grundsätzlich nebenberuflich tätig. 
 
Kursleiter erhalten jeweils für die Dauer eines Arbeitsabschnittes (Semester/Studienjahr) einen 
Lehrauftrag, Referenten für bestimmte Veranstaltungen. 
 
2. Kursleiter und Referenten erhalten Honorare nach den Bestimmungen der Honorarordnung. 
 



§ 19 
 

Teilnehmer, Gebühren, Entgelte 
 

1. Für die Teilnahme an den Veranstaltungen der Volkshochschule wird in der Regel ein Entgelt 
(Teilnehmergebühr) erhoben. Das Entgelt soll so bemessen sein, daß ein Kostendeckungsgrad von 
mindestens 50 Prozent möglich ist. 
Näheres hierzu bestimmt die Gebührenordnung, die vom Vorstand erlassen wird. 
2. Bei schwerwiegenden Störungen des ordnungsgemäßen Veranstaltungsverlaufs, kann ein Teilnehmer 
von der Veranstaltung ausgeschlossen werden. Die Entscheidung hierüber ist vom Leiter der 
Volkshochschule zu treffen, gegen sie kann beim Vorstand Widerspruch eingelegt werden. 
 
3. Den Teilnehmern kann der regelmäßige Besuch von VHS-Veranstaltungen auf Antrag bescheinigt 
werden. 
 

§ 20 
 

Finanzen 
 
1. Geschäfts- und Rechnungsjahr der Volkshochschule ist das Kalenderjahr. 
 
2. Alle Einnahmen und Ausgaben der Volkshochschule sind in einem, das Geschäftsjahr umfassenden 
Haushaltsplan zu veranschlagen, sowie nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buchführung 
rechnerisch zu erfassen. 
Der Leiter der Volkshochschule ist dem Vorstand gegenüber für das Finanzwesen verantwortlich. 
 
3. Die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben, obliegt ausschließlich dem 
Vorstand. Er kann diese Befugnis ganz oder teilweise seinem Vorsitzenden oder der Leitung der 
Volkshochschule übertragen. Im übrigen beziehen sich Wertgrenzen für die Abgrenzung von 
Zuständigkeiten auf einen im wirtschaftlichen Sinne einheitlichen Vorgang. 
 

§ 21 
 

Satzungsänderung 
 
1. Anträge auf Satzungsänderungen sind den Mitgliedern spätestens 2 Wochen vor dem Termin der 
Mitgliederversammlung bekanntzugeben. 
 
2. Die Satzung kann nur durch einen Beschluß der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 2/3 
der abgegebenen gültigen Stimmen geändert werden. 
 

§ 22 
 

Auflösung des Vereins 
 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung 
beschlossen werden. 
 



Dem Auflösungsbeschluß müssen mind. 2/3 aller Vereinsmitglieder zustimmen. Wenn nicht mind. 2/3 
aller Mitglieder erschienen sind, ist innerhalb eines Monats eine neue Mitgliederversamlung 
einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen Mitglieder mit 2/3 der abgegebenen 
Stimmen die Auflösung des Vereins beschließen kann. 
 
Hierauf ist in der Einberufung ausdrücklich hinzuweisen. 
 
2. Nach Auflösung des Vereins fällt das Vereinsvermögen der Stadt Albstadt zu, mit der Auflage, es 
ausschließlich für Bildungszwecke zu verwenden. 
 

§ 23 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt unbeschadet der vereinsrechtlichen Regelungen mit ihrer Verabschiedung durch die 
Mitgliederversammlung in Kraft. 
 
Gleichzeitig treten die bisherigen Satzungsregelungen außer Kraft. 
 
Beraten und beschlossen in der Mitgliederversammlung vom 18.06.1998. 
 
gez.  Haller 
 
Der Oberbürgermeister 
1. Vorsitzender der Volkshochschule 
Albstadt e. V. 
 

 
 
 
*1) Die in dieser Satzung verwendete männliche Form bezieht selbstverständlich die weibliche Form mit ein. Auf die 
Verwendung beider Geschlechtsformen wird lediglich mit Blick auf die bessere Lesbarkeit des Textes verzichtet. 


